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8 25. Februar 1987 

"BEUNRUHIGENDE" MENSCHENRECHTSSITUATION IN SÜDAFRIKA 

- Schifter zum neuen Menschenrechtsbericht der amerikanischen Regierung -

WASHINGTON - (AD) - Im Rahmen eines Pressegesprächs am 19. Februar 1987 
hat der Abteilungsleiter für Menschenrechtsfragen und humanitäre Angelegenhei­
ten im amerikanischen Außenministerium, Richard Schifter, die "sich zuspitzen­
de Verschlechterung der Menschenrechtsbedingungen in Südafrika" als die "beun­
ruhigendste Entwicklung" im Bereich der Menschenrechte im Jahr 1986 bezeich­
net. Dieser Bericht, der am 19. Februar 1987 veröffentlicht wurde, behandelt 
die Lage der Menschenrechte in 167 Staaten. 

In seiner Eingangserklärung betonte Schifter, daß die frühzeitige Entlas­
sung einiger politischer Gefangener in der Sowjetunion aus "rein humanitären 
Gründen" begrüßenswert sei. Jedoch seien dieser und andere Schritte innerhalb 
der neuen Politik der Offenheit "bei weitem noch nicht die Freiheit". 
Schifters Eingangserklärung hat folgenden Wortlaut: 

Als ich aus Anlaß der Veröffent­
lichung des Berichts zur Situation 
der Menschenrechte 1985 das letzte 
Mal hier erschienen bin, konzentrier­
ten sich viele der gestellten Fragen 
auf die Philippinen. Dort hatten ge­
rade die Wahlen stattgefunden, die 
Stimmen wurden ausgezählt, und Präsi­
dent Marcos war noch an der Macht. 
Ich war damals der Meinung, daß wir 
unser Vertrauen in das philippinische 
Volk setzen sollten. Die Ereignisse 
des vergangenen Jahres haben gezeigt, 
daß das Volk der Philippinen sich 

durchgesetzt hat. Vor ihm liegen 
noch eine Menge Probleme, aber die 
Demokratie und die Achtung der Men­
schenrechte haben in den Philippinen 
neue und starke Wurzeln geschlagen. 

Auch der Diktatur in Haiti wurde 
im Jahr 1986 ein Ende bereitet. Zwar 
hat sich dort noch keine demokratisch 
gewählte Regierung etabliert, aber 
der Nationale Regierungsrat hat die 
Meinungs- und Assoziationsfreiheit in 
Haiti effektiv gewährleistet. Es 
werden dort Schritte unternommen, um 
demokratische Institutionen in einem 
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Land aufzubauen, das noch nie solche 
gekannt hat. Dem gegenwärtigen Zeit­
plan zufolge erwarten wir, daß bis 
Februar 1988 eine gewählte Regierung 
gebildet wird. 

Dies heißt aber nicht, daß die 
Probleme der künftigen Regierungs­
struktur Haitis einzige Probleme 
sind. Das schwierigste Problem be­
steht in der Armut und der schwachen 
Wirtschaft, die in diesem Lande herr­
schen. Es bleibt noch viel zu tun, 
um die Demokratie in Haiti auf eine 
solide Grundlage zu stellen. 

Ein weiteres Land, in dem im Jahr 
1986 bedeutende Fortschritte bei den 
Menschenrechten erzielt wurden, ist 
Guatemala. In ordnungsgemäßem Über­
gang von einem Militärregime zur er­
sten demokratisch gewählten Zivilre­
gierung seit 20 Jahren traten nach 
den Wahlen des Jahres 1985 Präsident 
Cerezo, ein nationales Parlament und 
330 Bürgermeister am 14. Januar 1986 
ihre Ämter an. Obwohl auch Guatemala 
aufgrund von wirtschaftlichen Schwie­
rigkeiten, willkürlichen Gewaltakten 
und Nachwirkungen von Menschenrechts­
verletzungen mit Problemen zu kämpfen 
hat, verdient die neue Demokratie Re­
spekt und Anerkennung. 

Andernorts in der westlichen He­
misphäre sind wir weiterhin besorgt 
über die Menschenrechtsprobleme in 
Chile, Cuba, Nicaragua, Paraguay und 
Surinam. 

Die beunruhigendste Entwicklung 
im Bereich der Menschenrechte im Jahr 
1986 bestand natürlich in der schar­
fen Verschlechterung der Menschen­
rechtsbedingungen in Südafrika in der 
zweiten Jahreshälfte. Zum seit lan­
gem bestehenden Problem der Apartheid 
kam der am 12. Juni 1986 verhängte 
Ausnahmezustand hinzu, der seitdem 
noch ständig verschärft worden ist. 

Schätzungen zufolge wurden unter dem 
Ausnahmezustand 20 000 Personen fest­
genommen, von denen 10 000 am Jahres­
ende immer noch in Haft waren. Eine 
große Zahl der Verhafteten sind unter 
18, einige davon sogar unter 15 Jahre 
alt. 

Wir sind weiterhin tief besorgt 
darüber, daß Südafrika der Mehrheit 
seiner Staatsbürger die grundlegenden 
Menschenrechte verweigert. Wir sehen 
weiterhin den Dialog zwischen allen 
Südafrikanern als einzigen Weg an, um 
einen positiven Wandel herbeizufüh­
ren. Die Erfahrung des vergangenen 
Jahres hat, wie wir glauben, gezeigt, 
daß Gewalt zu Gegengewalt und Unter­
drückung führt, welche wiederum noch 
mehr Gewalt und Unterdrückung hervor­
rufen - all dies zu einem erschrek-
kenden Preis an Menschenleben. Wir 
sind von der tiefen Hoffnung erfüllt, 
daß sich die Südafrikaner von dem 
selbstzerstörerischen Kurs abwenden, 
auf dem sie sich zu befinden schei­
nen, um sich wieder der Suche nach 
einer friedlichen Lösung zu widmen. 

In Europa haben wir mit Befriedi­
gung die Freilassung der politischen 
Gefangenen in Polen zur Kenntnis ge­
nommen. Wir werden Ihnen später noch 
ausführlich zu diesem Problem Bericht 
erstatten. 

Obwohl unser umfassender Bericht 
sich auf das Jahr 1986 erstreckt, 
können wir jedoch heute nicht die 
Entwicklungen bei den Menschenrechten 
außer acht lassen, die sich seit Be­
ginn dieses Jahres ergeben haben. 
Lassen Sie mich deshalb kurz zu den 
jüngsten Ereignissen in der Volksre­
publik China und in der Sowjetunion 
Stellung nehmen. 

Die Regierung der Volksrepublik 
China hat vor einigen Jahren gewisse 
grundsätzliche Entscheidungen getrof-
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fen, um die Effizienz und Produktivi­
tät ihrer Volkswirtschaft zu stei­
gern. Sie faßte den richtigen Ent­
schluß, daß ein weniger zentralisier­
tes und offeneres System, ein System, 
das auf Anreizen basiert, zur Erhö­
hung der Produktion notwendig ist. 
Politische Offenheit wurde mit dieser 
neuen wirtschaftlichen Offenheit 
nicht verbunden. Diese hat sich je­
doch schrittweise als unvermeidliche 
Konsequenz aus der Lockerung der Kon­
trollen entwickelt. Sie hat ver­
ständlicherweise auch einer Reihe von 
insbesondere jungen Leute Appetit ge­
macht, die neuen Geschmack an der 
Freiheit des Ausdrucks gefunden ha­
ben. Dies drückte sich ganz klar in 
den jüngsten Demonstrationen aus. 
Wir bedauern die Schritte, die dage­
gen unternommen wurden. Dies sind 
Rückschritte und wir hoffen ernst­
lich, daß mit der Zeit der Trend zu 
mehr Offenheit und größerer Freiheit 
wieder sichtbar werden wird. 

Wir hegen die gleiche Hoffnung in 
bezug auf die Sowjetunion. Wir glau­
ben nicht, daß die Geschichte irgend­
ein Volk zu ewig autoritärer Herr­
schaft verdammt hat. Die natürliche 
Sehnsucht des Menschen nach Freiheit 
muß sich unvermeidlich durchsetzen, 
wie auch immer die Weltanschauung der 
Regierung oder kulturelle Hemmnisse 
beschaffen sein mögen. Hierzu möchte 
ich auch betonen, daß es enorm wich­
tig ist, die jüngsten Initiativen von 
Generalsekretär Gorbatschow richtig 
einzuschätzen. Wir sollten das, was 
geschehen ist, weder unter- noch 
überschätzen. 

Die Haftentlassung von Personen 
vor Ablauf der regulären Haftzeit muß 
aus rein humanitären Gründen begrüßt 
werden. Sie beendet die Leiden der 
unmittelbar Betroffenen, ihrer Fami­
lien und Freunde. Die Politik des 
Glasnost hat ebenso das Spektrum kul­

turellen Ausdrucks etwas erweitert 
und eine etwas größere Bandbreite der 
Informationen über Ereignisse inner­
halb der Sowjetunion geschaffen sowie 
für einen Großteil normaler Sowjet­
bürger etwas mehr Spielraum zugelas­
sen. Aber dies ist bei weitem noch 
nicht die Freiheit. 

Wir stellen überdies fest, daß 
die entlassenen Gefangenen dazu ge­
zwungen wurden, Schuldeingeständnisse 
und Versprechen zu unterschreiben, 
daß sie sich nicht an regierungs­
feindlichen Handlungen beteiligen 
würden. Viele politische und religi­
öse Gefangene bleiben weiter in Haft. 

Da die Sowjetunion noch kein Pro­
gramm wirtschaftlicher Reformen ähn­
lich der gegenwärtig in China statt­
findenden, eingeleitet hat, können 
wir im Fall der Sowjetunion auch noch 
nicht von politischen Veränderungen 
sprechen, die unvermeidlich ein Nach­
lassen der poltischen Kontrolle be­
gleiten werden. Es wird sicherlich 
über einen neuen Ansatz in bezug auf 
wirtschaftliche Unternehmungen, über 
eine neue Prüfung des ungarischen Mo­
dells diskutiert. Aber bis heute ist 
dies nur Gerede. 

Es gab Erwartungen - und biswei­
len fielen vage Hinweise darauf -, 
daß eine Verbesserung bei den Auswan­
dererzahlen in Aussicht sei. In den 
vergangenen 15 Monaten sind die Aus­
wandererzahlen jedoch Monat für Monat 
auf außergewöhnlich niedrigem Niveau 
stehen geblieben und überschritten 
kaum einmal die Zahl von 100. Die 
Zahl für Januar 1987 betrug zum Bei­
spiel 98. Wir müssen anmerken, daß 
ein neues, im Jahr 1986 verkündetes 
sowjetisches Gesetz in Verletzung der 
Schlußakte von Helsinki den Kreis von 
Personen, die für die Auswanderung in 
Betracht kommen, auf solche mit Ehe­
gatten, Kindern, Elternteilen oder 
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Geschwistern im Ausland beschränkt. 
Aber selbst innerhalb dieser kleinen 
Gruppe wurde bis jetzt nur wenigen d-
ie Ausreise erlaubt. 

* * * * * * 
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AMERIKA DIENST 

Hintergrundmaterial 

25. Februar 1987 

STRATEGIE ZUR NATIONALEN SICHERHEIT DER VEREINIGTEN STAATEN 

- Bericht der Reagan-Administration an den Kongreß -

Teil V und VI 

V. Die Durchführung der Strategie 

Dieser Teil des Berichts behan­
delt die amerikanischen Fähigkeiten 
zur Durchführung der Strategie zur 
Nationalen Sicherheit, wie sie in den 
vorhergehenden Kapiteln erörtert wor­
den ist, und zwar mit besonderer Be­
tonung der Bereiche, in denen ein 
Mangel an Ressourcen die effektive 
Erreichung wichtiger Ziele der natio­
nalen Sicherheit behindert. 

Außenpolitische Fähigkeiten 

Die Vereinigten Staaten benötigen 
Programme für Auslandshilfe und ande­
re außenpolitische Operationen, um 
ihre nationale Sicherheit zu schüt­
zen, ihre Interessen zu fördern und 
ihre Werte und Prinzipien in der gan­
zen Welt zu verbreiten. Unser Pro­
gramm für Operationen im Ausland be­
inhaltet Wirtschafts- und Militärhil­
fe, Nahrungsmittelhilfe, Entwick­
lungshilfe, internationale Ausbil-
dungs- und Kommunikationsprogramme, 
Operationen des Außenministeriums in 
Übersee sowie viele weitere wichtige 
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Funktionen. 

Durch diese Programme wird unsere 
Außenpolitik in positive, sichtbare 
Handlungen umgesetzt, mit denen Men­
schen geholfen wird, die sich ernst­
haft in wirtschaftlicher Not befinden 
und die wirtschaftliche und politi­
sche Entwicklung gefördert wird, die 
für die Unterstützung freier und de­
mokratischer Gesellschaften so be­
deutsam ist. Die Programme stellen 
auch denjenigen Regierungen Hilfe zur 
Verfügung, die versuchen, sich gegen 
innere und äußere Bedrohungen zur 
Wehr zu setzen. Indem wir unsere 
Freunde bei der Stärkung ihrer Si­
cherheit unterstützen, können wir da­
bei helfen, die notwendigen Voraus­
setzungen für wirtschaftliche und po­
litische Entwicklung zu schaffen. 

Was ebenso wichtig ist: unsere 
Programme künden den Menschen von 
amerikanischen Idealen und Werten. 
Indem wir mehr Verständnis für das 
aufbauen, wofür die Vereinigten Staa­
ten stehen, können wir ein Wachstum 
in die richtige Richtung beeinflus­
sen. Das übergeordnete Ziel unserer 
Bemühungen besteht in der Schaffung 
einer stabileren Welt, in der humane 
gesellschaftliche und politische Ord­
nungen gedeihen und die ein ausgewo­
genes Wirtschaftswachstum stützen 
können. Kurzum, unsere Programme für 
Operationen im Ausland sind dazu be­
stimmt, die Arten von positivem Wan­
del zu unterstützen, die langfristig 
unsere nationalen Interessen schützen 
werden. Eine stabile Welt, deren 
Staaten die wirtschaftlichen Bedürf­
nisse ihrer Bürger erfüllen können 
und die Rechte des Einzelnen respek­
tieren, ist eine Welt, die für die 
Vereinigten Staaten und ihre Freunde 
sicherer ist. 

Wir geben nur zwei Prozent unse­
res Bundeshaushalts jährlich für die 

verschiedenen Auslandshilfeprogramme 
aus. Zweifellos sind diese Gelder 
gut angelegt. Das Gute, das wir tun, 
die Probleme, zu deren Lösung wir 
beitragen und die Drohungen, denen 
wir mit unseren Hilfsprogrammen ent­
gegentreten, wiegen die Kosten bei 
weitem auf. Sie bilden eine Investi­
tion mit großer Hebelwirkung. Trotz­
dem erhalten unsere Auslandshilfepro­
gramme vom Kongreß nicht die Unter­
stützung, die sie verdienen. In den 
letzten Jahren sind die Anforderungen 
der Administration für das Auslands­
hilfebudget vom Kongreß drastisch be­
schnitten worden. Obwohl die durch 
die Reduzierung des Haushaltsdefizits 
verursachten Lasten auf alle Program­
me verteilt werden müssen, sind die 
Kürzungen bei der Auslandshilfe im 
Vergleich zu anderen Programmen oft 
überproportional hoch gewesen. 

Hier wird am falschen Ende ge­
spart. Wir können die Auslandshilfe 
nicht als ein Programm von "Almosen" 
abtun, mit dem Geld vergeudet wird, 
das besser für Amerikaner ausgegeben 
würde. Erstens entspricht eine sol­
che Charakterisierung nicht den Tat­
sachen. Ein Großteil der Gelder, die 
wir für Auslandshilfeprogramme ausge­
ben, wird für den Kauf von Gütern und 
Dienstleistungen verwendet, die hier 
in den Vereinigten Staaten produziert 
werden. Unsere Nahrungsmittelhilfe 
ist eines der besten Beispiele dafür, 
aber auch andere Programme, wie etwa 
Verkäufe von Rüstungsgütern ins Aus­
land, erhöhen unmittelbar die ameri­
kanischen Exporte. 

Weiterhin tragen unsere Hilfspro­
gramme dazu bei, Probleme zu lösen, 
Härtefälle abzubauen und Konflikte 
abzumildern, die sich zu Krisen aus­
weiten und amerikanischen Interessen 
Schaden zufügen könnten, wenn sie 
vernachlässigt werden. Wenn wir kei­
ne aktive Rolle bei der Ermutigung 
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einer Weltordnung spielen können, wie 
wir sie uns wünschen, dann könnten 
wir in die Lage versetzt werden, daß 
wir unsere Interessen mit direkteren, 
teueren und schmerzhaften Mitteln 
verteidigen müssen. 

Dem vom Kongreß für das Haus­
haltsjahr 1987 verabschiedeten Budget 
zufolge sind wir bei der Auslandshil­
fe mit einer Finanzierungskrise kon­
frontiert. In diesem Budget forder­
ten wir 16,2 Milliarden Dollar für 
Wirtschafts- und Finanzhilfe im Aus­
land an. Der Umfang dieser Hilfe 
wurde sorgfältig berechnet, um ein 
breites Spektrum wichtiger amerikani­
scher Sicherheitsziele zu unterstüt­
zen. 

Insbesondere galt: 

- 34 Prozent dieses Budgets sollten 
an Israel und Ägypten vergeben 
werden und unsere lebenswichtige 
Bestrebungen für einen dauerhaf­
ten Frieden in dieser Region ver­
stärken. 

- 26 Prozent waren für Staaten ge­
dacht, die uns Zugang zu militär­
ischen Einrichtungen gewähren und 
für Länder, die amerikanischen 
Truppen Gastrecht einräumen, wie 
etwa die Republik Korea, die 
Philippinen, Griechenland und die 
Türkei. 

- elf Prozent wären nach Mittelame­
rika und die Karibik gegangen. 

- 17 Prozent waren für Länder ge­
dacht, die unsere demokratischen 
Werte teilen und unsere Hilfe be­
nötigen, um Fortschritte zu ma­
chen, wie etwa Thailand und Ko­
lumbien, ferner für Länder, in 
denen sich neue Demokratien ent­
wickelt haben, wie Bolivien und 
Uruguay und für Staaten, in denen 

grundlegende Wirtschaftsreformen 
durchgeführt werden, wie Ecuador 
und Senegal. 

- Alle anderen Länderprogramme zu­
sammen machten lediglich drei 
Prozent unserer Gesamtanforderung 
für Auslandshilfe aus. Einige 
darunter gehören zu den ärmsten 
afrikanischen Staaten, an die wir 
unsere humanitären und techni­
schen Hilfsprogramme richten. 
Andere, wie Burma, sind unsere 
aktiven Partner beim Kampf gegen 
den internationalen Drogenhandel. 

- Die verbleibenden neun Prozent 
unserer Hilfsleistungen sollten 
an internationale Organisationen 
vergeben werden, an multilaterale 
Entwicklungsbanken, das Peace 
Corps, die Flüchtlingshilfe, Be­
mühungen zur Bekämpfung des Dro­
genhandels und nicht-ländergebun­
dene Programme der Internationa­
len Entwicklungshilfebehörde 
(AID) . 

Der Kongreß hat die von uns bean­
tragten Mittel auf 13,6 Milliarden 
Dollar gekürzt. Das Resultat dieser 
Kürzungen war verheerend. Nachdem 
wir unsere Verpflichtungen für den 
Friedensprozeß im Mittleren Osten er­
füllt haben, bleiben uns nur völlig 
unzureichende Mittel zur Erfüllung 
der weiteren Erfordernisse. Deshalb 
ist es uns unmöglich, unsere Ver­
pflichtungen für Länder zu erfüllen, 
die uns strategisch wichtige Stütz­
punkt- und Zugangsrechte gewähren. 
Einige Programme werden dieses Jahr 
sogar um über 50 Prozent beschnitten 
werden müssen. Wir sind in Gefahr, 
bei denjenigen Programmen ins Hinter­
treffen zu geraten, die dazu bestimmt 
sind, Schlüsselregionen mit ernsthaf­
ten wirtschaftlichen und Sicherheits­
problemen Hilfe zu leisten. Außerdem 
können wir wenig dazu beitragen, daß 

- 3 -



Schuldner aus der Dritten Welt wieder 
auf die Beine kommen. 

Die Kürzungen signalisieren eine 
Politik des Rückzuges. In den kom­
menden Monaten müssen der Kongreß und 
die Regierung unbedingt zusammenar­
beiten, um Lösungen dieser Finanzie­
rungsprobleme zu erarbeiten, damit 
wir unsere positive Rolle wiederauf­
nehmen können. Diese Programme sind 
ein Hauptbestandteil unserer ersten 
Verteidigungslinie zum Schutz ameri­
kanischer Freiheiten und müssen die 
volle Unterstützung aller Parteien 
genießen, um wirksam zu sein. Ich 
erbitte diese Unterstützung für den 
Nachtragshaushalt zum Budget für 
1987, der dem Kongreß zugeleitet wur­
de. 

Verteidigungsfähigkeiten 

Verteidigungsressourcen: Die er­
folgreiche Durchführung einer Strate­
gie der nationalen Sicherheit hängt 
von der Verfügbarkeit angemessener 
Mittel ab. Strategien, die auf un­
realistischen oder unerreichbaren An­
nahmen zur Verfügbarkeit von Ressour­
cen beruhen, sind zum Scheitern ver­
urteilt. Die jüngere Geschichte 
lehrt uns aber auch, daß die Zeit 
zwischen Ausbruch einer Krise und der 
Notwendigkeit einer Reaktion der na­
tionalen Sicherheit mit den Jahren 
abgenommen hat. Die Zeiten, in denen 
die Staaten auf Krisen mit der Aushe­
bung, Ausbildung und Ausrüstung neuer 
Streitkräfte reagieren konnten, sind 
vorbei. Diese Grundtatsache in Ver­
bindung mit der ernüchternden Er­
kenntnis, daß Krisensituationen mit 
bestürzender Unvermitteltheit über 
die Welt hereinbrechen können, bedeu­
tet, daß wir in der Lage sein müssen, 
Aggressionen und Beeinträchtigungen 
unserer vitalen Interessen jederzeit 
und an Orten, die von den Vereinigten 

Staaten weit entfernt sind, abzu­
schrecken. 

Praktisch heißt dies, daß die Ad­
ministration keine Strategien über­
nehmen darf, die sich unser Land 
nicht leisten kann und daß unsere 
verantwortlichen Militärs ihre Pläne 
nicht auf Ressourcen gründen können 
und dürfen, zu deren Bereitstellung 
die Nation nicht fähig ist. Es be­
deutet weiterhin, daß der Kongreß, 
der von einem gemeinsamen Standpunkt 
in bezug auf die nationalen Interes­
sen der Vereinigten Staaten und die 
ihnen zugrundeliegenden Ziele aus­
geht, die Exekutive mit den Mitteln 
ausstatten muß, die zur Durchführung 
einer realistischen, klugen und ef­
fektiven Strategie benötigt werden. 

Die Bereitstellung der gemeinsa­
men Verteidigung ist die wichtigste 
Pflicht der Bundesregierung, die von 
Exekutive und Legislative zu gleichen 
Teilen erfüllt wird. Partnerschaft 
ist der Schlüssel zu ihrer erfolg­
reichen Durchführung. In diesem 
Geist haben sich der Kongreß und die 
Exekutive in den frühen achtziger 
Jahre - zum dritten Mal seit dem 
Zweiten Weltkrieg - in einer gemein­
samen Anstrengung zusammengeschlos­
sen, um unsere militärischen Fähig­
keiten wiederherzustellen und zu 
stärken. Im Gegensatz zu früheren 
Verstärkungen, die von hohen Ver­
brauchsraten zur Unterstützung von 
Kampfoperationen in asiatischen Kon­
flikten geprägt waren, haben wir uns 
dieses Mal auf Investitionen konzen­
triert. Außerdem waren bedeutende 
Personal- und Bereitschaftsprobleme 
zu überwinden, aber es war klar, daß 
nur eine Zunahme der Investitionen 
die notwendigen positiven und dauer­
haften Auswirkungen auf das militär­
ische Gleichgewicht hervorbringen 
würden. 



Diese Handlungsweise war unbe­
dingt erforderlich, um die ernsten 
Ungleichgewichte zwischen den Fähig­
keiten der Vereinigten Staaten und 
der Sowjetunion zu beheben, die sich 
in den siebziger Jahren eingestellt 
hatten - in einem Zeitraum beispiel­
loser militärischer Investitionen 
durch die Sowjets, die auf eine ent­
scheidende Verlagerung der weltweiten 
"Korrelation der Kräfte" zu ihrem 
Vorteil abzielten. Hätten wir diesem 
gefährlichen Trend kein Ende berei­
tet, dann wäre unseren grundlegend­
sten nationalen Interessen großer 
Schaden zugefügt worden. Glück­
licherweise haben der Kongreß und das 
amerikanische Volk erkannt, daß die 
Wiederherstellung der Landesverteidi­
gung absolut unentbehrlich war. Des­
halb haben wir große Fortschritte ge­
macht. Unser Investitionsniveau ist 
heute dem der Sowjets ungefähr eben­
bürtig. Es besteht jedoch immer noch 
die Erblast eines Jahrzehnts, in dem 
die Investitionen der Sowjets unsere 
bei weitem übertrafen, und dies muß 
korrigiert werden. 

Urteile über die Angemessenheit 
unserer Verteidigungsaufwendungen 
konzentrieren sich letztlich auf Fra­
gen nach dem Risiko. Wenn man es 
ganz deutlich ausdrückt, dann ist die 
Frage: ein wie hohes Risiko für das 
Überleben dieses Landes und seiner 
freien Institutionen sind wir einzu­
gehen bereit? Streitkräfte, die zur 
Abschreckung eines größeren Krieges 
nicht in der Lage sind, bestehen den 
ersten Test für die Angemessenheit 
nicht. Wir und unsere Verbündeten 
müssen glaubwürdige militärische Re­
aktionsmechanismen besitzen, deren 
Aussichten unsere Feinde davon über­
zeugen, daß eine Aggression ihnen 
einen unannehmbar hohen Preis abver­
langen würde. Wieviel militärische 
Macht für die Abschreckung benötigt 
wird ist unvermeidlich ein subjekti­

ves Problem, das mit unserem Gefühl 
dafür zusammenhängt, wie andere unse­
re militärischen Fähigkeiten und un­
seren politischen Willen einschätzen, 
diese, wenn notwendig, zu benutzen. 
In dieser Hinsicht müssen unsere 
Streitkräfte nicht nur angemessen 
sein, sondern sie müssen unmißver­
ständlich als angemessen für die Ver­
teidigung unserer Interessen, die 
Durchführung unserer Strategie und 
die Erhaltung unserer Bündnisbezie­
hungen eingeschätzt werden. 

Fraglos können wir uns das zur 
Unterstützung unserer Strategie not­
wendige Programm leisten. Tatsäch­
lich haben die Amerikaner in den ver­
gangenen sieben Jahren durchschnitt­
lich nur 6,1 Prozent des BSP für die 
Verteidigung ausgegeben - was erheb­
lich unter den Prozentsätzen der 
fünfziger und sechziger Jahre liegt, 
die zwischen 7 und 9,2 Prozent lagen. 
Und mit 27 Prozent der Bundesausgaben 
bleiben die Verteidigungsaufwendungen 
auch erheblich unter dem Friedens­
durchschnitt von 38 Prozent der Nach­
kriegszeit. In beiden Fällen er­
scheinen die Erhöhungen der frühen 
achtziger Jahre nur deshalb so hoch, 
weil die Ausgaben in den späten sieb­
ziger Jahren so niedrig waren. 

Im Verteidigungshaushalt der Fis­
kaljahre 1988-89 habe ich den Kongreß 
nicht um Zustimmung zu Erhöhungen im 
gleichen Ausmaß wie in den frühen 
achtziger Jahren gebeten. Der Kong­
reß muß aber auch positive Schritte 
unternehmen, um die von uns gemeinsam 
erreichten Zunahmen zu schützen. Wir 
dürfen den Weg der realen Reduzierung 
der Verteidigungsinvestitionen der 
vergangenen beiden Jahre nicht wei­
terverfolgen. Es ist an der Zeit, 
daß wir uns zusammenschließen, um be­
scheidene, realistische Erhöhungen 
unseres Verteidigungshaushalts zu un­
terstützen, die mit dem von uns für 
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die Nation insgesamt erwarteten Wirt­
schaftswachstum und mit der langfri­
stigen Herausforderung der Sowjet­
union an die freie Welt im Einklang 
stehen. Als Nation müssen wir zusam­
men das Muster teurer und ineffizien­
ter Schwankungen bei den Verteidi­
gungsausgaben durchbrechen und den 
Weg dauerhaften und vernünftigen 
Wachstums in einem Tempo unterstüt­
zen, das uns die stetige Modernisie­
rung unserer strategischen und kon­
ventionellen Streitkräfte und gleich­
zeitig die Aufrechterhaltung angemes­
sener Niveaus bei militärischer Be­
reitschaft, Durchhaltevermögen und 
Streitkräftestruktur erlauben wird. 

Streitkräfte: An früherer Stelle 
dieses Berichts habe ich unsere Stra­
tegie zur Aufrechterhaltung der Ab­
schreckung gegen einen strategischen 
nuklearen oder konventionellen An­
griff gegen die Vereinigten Staaten 
oder ihre Verbündeten dargelegt. 

Die Ausführung unserer Strategie 
zur Aufrechterhaltung eines glaubwür­
digen atomaren Abschreckungspoten­
tials durch die Modernisierung unse­
rer strategischen Streitkräfte ist 
bis heute erfolgreich verlaufen. 
Wichtige Elemente des Strategischen 
Modernisierungsprogramms sind vom 
Kongreß gebilligt worden, und unsere 
strategischen Streitkräfte werden mit 
jedem Tag überlebensfähiger und ef­
fektiver. Wir verbessern die Fähig­
keiten und die Glaubwürdigkeit unse­
rer diversifizierten Mischung von 
Streitkräften und werden bis ins 
nächste Jahrhundert damit fortfahren. 

Im Hinblick auf die Zukunft un­
tersuchen wir zur Zeit Optionen, die 
es uns gestatten werden, aus den bei 
der Strategischen Verteidigungsini­
tiative erzielten Fortschritten Nut­
zen zu ziehen, um ballistische Rake­
ten überflüssig zu machen und die Ab-
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schreckung langfristig auf ein stabi­
leres Fundament zu stellen. Eine 
starke Unterstützung dieses Pro­
gramms, daß unsere Stärken im Bereich 
moderner Technologien nutzt, fördert 
sowohl unsere Abschreckung wie auch 
unsere Rüstungskontrollziele. Die 
volle Gewährung der für 1988-89 bean­
tragten Mittel für SDI ist unabding­
bar, um die bis heute erzielten wich­
tigen Fortschritte aufrechtzuerhalten 
und zu gewährleisten, daß das Pro­
gramm in angemessenem Tempo weiterge­
führt wird. 

Die Uberlebensfähigkeit unserer 
landgestützten ICBM-Kräfte wird in 
den kommenden Jahren mit der Aufgabe 
alter ortsfester Stationierungsmoda­
litäten und Hinwendung zu neuen mobi­
len Methoden drastisch zunehmen, die 
durch erhöhte Überlebensfähigkeit zur 
Stabilität beitragen. Die neuen Kon­
zeptionen für die mobile Stationie­
rung der Peacekeeper und der kleinen 
ICBM wird den ICBM-Bereich der stra­
tegischen Triade neu beleben, die Ab­
schreckung bedeutend erhöhen und die 
Durchführung von Empfehlungen der 
Scowcroft-Kommission auf eine Weise 
ermöglichen, die mit früheren Empfeh­
lungen des Kongresses im Einklang 
steht. 

Im Zuge unserer stetigen Verbes­
serung der strategischen Abschrek-
kungsstreitkräfte müssen wir aber 
gleichzeitig die Tatsache berücksich­
tigen, daß unsere konventionellen 
Streitkräfte die erste Verteidigungs­
linie und ein grundlegendes Instru­
ment zur Unterstützung amerikanischer 
Interessen in Krisenzeiten unterhalb 
der Schwelle eines allgemeinen Krie­
ges darstellen. Mit der Herstellung 
einer ungefähren atomaren Parität 
zwischen den Vereinigten Staaten und 
der Sowjetunion sind die konventio­
nellen Streitkräfte für die Aufrecht­
erhaltung eines sicheren Abschrek-



kungspotentials noch wichtiger gewor­
den. Unser gegenwärtiges Programm 
zur Modernisierung der konventionel­
len Streitkräfte trägt zu einer star­
ken, nach vorne orientierten Vertei­
digungshaltung bei. 

Zu den wichtigsten Elementen zäh­
len: 

Das Modernisierungsprogramm für 
die Streitkräfte, das auf der 
neuen Air Land Battle Konzeption 
und der Fähigkeit zum Karpf mit 
verbundenen Waffen basiert, die 
unsere Divisionen in die Lage 
versetzen, einen qualitativen 
Vorteil über die viel größeren 
sowjetischen Streitkräfte zu er­
halten. 

Fortgesetzte Modernisierungspro­
gramme für unsere taktischen 
Luftstreitkräfte unterstützen 
dieses Programm der Landstreit­
kräfte. Die Fähigkeit unserer 
taktischen Luftstreitkräfte, auf 
unserem Territorium Überlegenheit 
in der Luft aufrechtzuerhalten 
und die Landstreitkräfte zu un­
terstützen, erfordert stetige 
Verbesserungen. 

Das Programm zur Wiederbelebung 
unserer Streitkräfte für Spezial-
operationen wird als eine unserer 
höchsten Prioritäten vollständig 
durchgeführt werden. Dieses Pro­
gramm wird sicherstellen, daß wir 
in höchstem Maße ausgebildete 
Streitkräfte sofort verfügbar ha­
ben, um auf eine Vielzahl ver­
schiedener Krisen und Konflikte 
geringerer Intensität zu reagie­
ren, wenn unsere Interessen dies 
erfordern sollten. 

Verbesserungen bei Führung und 
Kommunikation (C3I) haben weiter­
hin höchste Priorität, um die Fä­

higkeit zu stärken, unsere kon­
ventionellen Streitkräfte best­
möglich einzusetzen. 

- Neue bewegliche Kräfte mit kurzer 
und langer Reichweite verbessern 
unsere Fähigkeit, unser vorne 
stationierten Einheiten zu beför­
dern und zu unterstützen, und im 
Ernstfall auch Streitkräfte zu 
stationieren. Die Fähigkeit zum 
schnellen Aufbau einer Militär­
macht in strategisch wichtigen 
Gebieten an der eurasischen Peri-
phierie ist für die Abschreckung 
und zur Neutralisierung des geo­
graphischen Vorteils der Sowjet­
union unerläßlich. 

- Die Fähigkeit unserer Marine zur 
Kriegführung verbessert sich be­
merkenswert mit der Zunahme der 
Quantität und Qualität von Schif­
fen und Flugzeugen. Dieses lang­
fristige Programm zur Sicherung 
unserser Fähigkeit zur Nutzung 
der Ozeane im Frieden und im 
Krieg erfordert unausgesetzte Un­
terstützung . 

Die vollständigen Auswirkungen 
dieser wichtigen Modernisierungspro­
gramme werden im vor uns liegenden 
Jahrzehnt spürbar sein. Die Erlan­
gung unserer Ziele wird unsere kon­
ventionelle Abschreckungsfähigkeit 
erheblich steigern. Die wirklichen 
Verbesserungen bei unserer Verteidi­
gungshaltung werden nicht gering 
sein; sie werden fundamentale Ausmaße 
erreichen. Vollständige Unterstüt­
zung dieser Programme ist unerläßlich 
zur Vermeidung einer Verschlechterung 
im Gleichgewicht der amerikanischen 
und sowjetischen konventionellen 
Streitkräfte und um sicherzustellen, 
daß wir konventionelle Streitkräfte 
haben, die in der Lage sind, eine 
Vorneverteidigung unserer Interessen 
durchzuführen, ohne auf Nuklearwaffen 
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zurückgreifen zu müssen. 

So wie wir die qualitative Erwei­
terung unserer Streitkräfte verfol­
gen, müssen wir weiterhin unsere Plä­
ne wie auch unsere Strategien zu de­
ren Anwendung verbessern. Unsere mi­
litärische Strategie ist komplex. 
Zur Erfüllung ihrer Aufgaben haben 
die Streitkräfte angemessene Füh-
rungs- und Einsatzgrundsätze, Organi­
sationen und Taktiken entwickelt. 
Die Sicherstellung, daß diese in eine 
einheitliche Nationale Militärische 
Strategie umgesetzt werden, bietet 
angesichts der sich ständig wandeln­
den internationalen Situation eine 
Herausforderung. Dieses Problem wird 
noch verstärkt durch die Vielgestal­
tigkeit möglicher Krisenfälle inner­
halb des Spektrums konventioneller 
Konflikte. Auf verschiedenem Kriegs­
schauplatzniveau haben die Vereinig­
ten Befehlshaber regionale Strategien 
entwickelt. Diese Strategien sind 
zusammen mit anderen eher globalen 
Überlegungen oder solchen, die nicht 
mehr in den Zuständigkeitsbereich der 
Oberbefehlshaber fallen, in die Na­
tionale Militärische Strategie einge­
bettet. Diese Strategie bietet eine 
wirkungsvolle Grundlage für die An­
wendung unserer militärischen Fähig­
keiten auf koordinierte und beider­
seitig stützende Art und Weise welt­
weit. Die Strategie wird in bestimm­
ten Zeitabständen überarbeitet, um 
ihre wesentlichen Elemente neu zu 
ordnen und sie auf den neuesten Stand 
zu bringen. Die Ergebnisse werden 
nicht nur unsere Fähigkeit zur Ver­
wendung militärischer Streitkräfte 
verbessern, sondern stärkeren theo­
retischen Unterbau für Forschung und 
Entwicklung in bezug auf unsere kon­
ventionellen Streitkräfte und die Be­
schaffungsprogramme unserer konven­
tionellen Streitkräfte bieten. Dabei 
lassen wir niemals das Verhältnis 
zwischen nuklearer und konventionel-

• 

ler Abschreckung außer acht. Unser 
langfristiges ziel des Abbaus unseres 
Vertrauens auf nukleare Waffen for­
dert, wenn es erfolgreich sein soll, 
unsere besondere Aufmerksamkeit, um 
die Wirksamkeit unserer konventionel­
len Abschreckung und enge Bündnisbe­
ziehungen aufrechtzuerhalten. 

Verbesserung der Effizienz: Ein 
wichtiger Teil unserer Aktivitäten, 
die darauf abzielen, unsere Strategie 
zur Nationalen Sicherheit zu stützen, 
umfaßt eine Reihe von anhaltenden Be­
mühungen zur Verbesserung der Leitung 
und operativen Wirksamkeit unserer 
Verteidigungsbehörden. Unsere Auf­
merksamkeit war auf die Verbesserung 
der Effizienz im Verteidigungsmini­
sterium gerichtet, und wir haben in 
den vergangenen sechs Jahren eine 
Reihe beachtlicher Erfolge erlangt. 
Zu diesen Erfolgen zählten in jüng­
ster Zeit der Bericht der Blue Ribbon 
Commission zur Führung der Verteidi­
gungsbereiche, unter dem Vorsitz von 
David Packard, wie auch Maßnahmen des 
Kongresses zur Reorganisierung der 
Verteidigung. Als Ergebnis dieser 
Aktivitäten sind bei der Geschäftstä­
tigkeit des Verteidigungsministeriums 
wichtige Veränderungen erzielt wor­
den. Die vorrangigen Zielsetzungen 
dieser vereinten Bemühungen dienen 
der Verbesserung der Qualität unserer 
Strategieplanung und Förderung enger 
Verbindungen zwischen Strategie, mi­
litärischen Erfordernissen und unse­
ren Beschaffungsprogrammen; sie stel­
len ferner sicher, daß wir für jeden 
Dollar, der für die Verteidigung aus­
gegeben wird, den größtmöglichen mi­
litärischen Nutzen erhalten. 

Wichtige organisatorische Verän­
derungen haben stattgefunden; andere 
stehen noch an. Die neuen Vereinig­
ten Kommandos für Transportwesen und 
Sonderoperationen werden in diesem 
Jahr ihre Arbeit aufnehmen und wir 



werden in Kürze die neu genehmigte 
Position des Staatssekretärs für Son­
deroperationen und Konflikte geringe­
rer Intensität schaffen wie auch den 
vom Kongreß ermächtigten Ausschuß für 
Konflikte geringer Intensität inner­
halb der Organisation des Nationalen 
Sicherheitsrates. Die Autorität des 
Vorsitzenden der Vereinigten Stabs­
chefs und der Vereinigten Befehlsha­
ber ist erweitert und die neue Posi­
tion des Stellvertretenden Vorsitzen­
den der Vereinigten Stabschefs ge­
schaffen worden. 

Im Jahr 1986 hat der Kongreß mei­
nem Vorschlag zugestimmt, die Stelle 
eines Unterstaatssekretärsfür Be­
schaffung im Verteidigungsministerium 
ins Leben zu rufen. Diese Ernennung 
hat zu einer Reorganisation der Be­
schaffung im Verteidigungsministerium 
geführt. Diese Veränderungen zielen 
darauf ab, in wichtigem Umfang bei 
der Anwendung neuer Technologien und 
Ausrüstungen Zeit zu sparen, das pro­
fessionelle Urteil der Vereinigten 
Stabschefs stärker einzubeziehen, 
wenn es um die Auswahl und Bewertung 
militärischer Erfordernisse geht und 
auch die Effizienz des Beschaffungs­
prozesses generell zu verbessern. 
Zur Förderung von Innovationen im 
technologischen Bereich ist die Rolle 
der Behörde für moderne Forschungs­
projekte im Verteidigungsbereich bei 
der Herstellung von Prototypen wie 
auch bei anderen Entwicklungsarbeiten 
im Rahmen gemeinsamer Programme er­
weitert worden. 

Um unseren zukünftigen Bedarf 
besser einschätzen zu können, haben 
wir im vergangenen Herbst eine über­
parteiliche Kommission für eine inte­
grierte Langzeitstrategie ins Leben 
gerufen. Diese Gruppe bemerkenswer­
ter Persönlichkeiten arbeitet daran, 
dem Verteidigungsminister und meinem 
Sicherheitsberater Einblicke in die 

Rolle und die strategischen Auswir­
kungen neuer militärischer Technolo­
gien in den nächsten 20 Jahren zu ge­
währen. Die Kommission wird sich 
ferner mit Möglichkeiten beschäfti­
gen, wie die Einführung der vielver-
sprechensten neuen Technologien in 
unsere militärischen Streitkräfte be­
schleunigt werden kann. Ebenso wer­
den mögliche neue Bedrohungen durch 
anhaltende sowjetische Forschungspro­
gramme überprüft werden. 

Gegenwärtig stattfindende Verän­
derungen beim Verteidigungsplanungs-
verfahren werden das Verhältnis zwi­
schen den Haushaltsplänen für die 
Verteidigung und dem Gesamthaushalt 
der Bundesregierung stärken. Mit Un­
terstützung des Kongresses unterbrei­
ten wir nunmehr zum ersten Mal einen 
zweijährigen Verteidigungshashalt. 
In beiden Fällen ist unser Ziel grö­
ßere Stabilität für das Verteidi­
gungsprogramm. Während wir weiterhin 
nach größerer Kostenkontrolle und Er­
sparnissen auf Programmebene streben, 
ist die Blue Ribbon Commission on De­
fense Management zu dem Schluß gekom­
men, daß in Zukunft erhebliche Ver­
besserungen im Verteidigungshaushalt 
eher durch erhöhte Stabilität der 
Programme als durch besondere Aktivi­
täten bei der Durchführung erzielt 
werden. 

Größere Stabilität kann nur durch 
enge Zusammenarbeit zwischen der Exe­
kutive und dem Kongreß wirkungsvoll 
erreicht werden. Unsere gemeinsamen 
Interessen zur Verbesserung der Lei­
tung des Verteidigungsbereiches hat 
eine Reihe von miteinander in Zusam­
menhang stehenden Reformen bei der 
Organisation und Beschaffung hervor­
gebracht, die heute verwirklicht wer­
den. Wir müssen nun das Verteidi­
gungsministerium diese Reformen 
durchführen lassen und ihre Wirksam­
keit ohne ungebührliche Einmischung 
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beurteilen. Wahrscheinlich werden 
einige Korrekturen notwendig sein. 
Nach angemessener Erfahrung mit der 
neuen Struktur und den Verfahrenswei­
sen werden wir dem Kongreß angemesse­
ne Empfehlungen unterbreiten. 

Die Integration von Fähigkeiten zur 
nationalen Sicherheit 

Wie ich bereits an früherer Stel­
le ausgeführt habe, erfordert die ef­
fektive Verwirklichung unserer Stra­
tegie zur Nationalen Sicherheit die 
sorgfältig eingebettete Verwendung 
aller Facetten nationaler Macht. Im 
größtmöglichen Ausmaß versuchen wir, 
unsere Zielsetzungen durch Anwendung 
gewaltloser Elemente nationaler Macht 
zu erreichen. Diese Methode wird un­
terstützt, wenn wir in der Lage sind, 
Probleme frühzeitig zu erkennen, sie 
gründlich zu untersuchen und die Er­
kenntnisse und das Wissen meiner Be­
rater zusammengenommen zu ihrer Lö­
sung beizusteuern. Die wichtigsten 
Instrumente zur Verwirklichung dieser 
unerläßlichen integrierenden Funktion 
sind der Nationale Sicherheitsrat 
(National Security Council - NSC) und 
die behördenübergreifenden Gruppen, 
die unter seiner Oberaufsicht arbei­
ten. 

Der NSC hilft uns dabei, unsere 
weitgesteckten Ziele auf einzelne Si­
tuationen anzuwenden und solche Ziel­
setzungen in detaillierte Maßnahmen 
und Strategien umzusetzen. Die über­
greifende Aufgabe des NSC ist es, da­
zu beizutragen, daß meine Entschei­
dungen termingerecht getroffen werden 
und klare Äußerungen über alternative 
Vorgehensweisen, deren Stärken und 
Schwächen und jeweiligen Konsequenzen 
berücksichtgt werden können. 

Die Ergebnisse dieses Prozesses 
werden formell als Entscheidungsdi­

rektiven zur Nationalen Sicherheit 
(National Security Decision Direc-
tives - NSDD) bezeichnet. Diese Di­
rektiven liefern als Ganzes einen 
breiten Leitfaden für die Vorberei­
tung der Außen- und Verteidigungspo­
litik, die militärische Planung und 
die Entwicklung von Einzelstrategien 
zur Unterstützung der Zielsetzungen 
der Strategie zur Nationalen Sicher­
heit. Im Laufe der vergangenen sechs 
Jahre haben wir 250 solcher Direkti­
ven erstellt. Davon sind nicht mehr 
alle in Kraft und auch nicht alle be­
handeln Themen mit weltweiten Auswir­
kungen, aber der Prozeß erweist sich 
als sehr wirksam bei der Förderung 
der integrierten Nutzung der weitge­
steckten und vielfältigen Mittel, die 
zur Erlangung unserer Zielsetzungen 
zur Nationalen Sicherheit verfügbar 
sind. 

Die fortgesetzte Entwicklung und 
erfolgreiche Anwendung der Strategie 
zur Nationalen Sicherheit der Ver­
einigten Staaten ist eine der wich­
tigsten Pflichten der Exekutive. 
Aber die Regierung kann dies nicht 
allein ereichen. Die Entwicklung und 
Unterstützung einer Strategie zur Na­
tionalen Sicherheit für die Vereinig­
ten Staaten, die einen gesunden Aus­
blick auf die Zukunft zuläßt und 
einen realistischen Leitfaden bietet, 
muß ein gemeinsames Unternehmen des 
Kongresses und der Regierung sein. 

Ich freue mich darauf, mit dem 
Kongreß überparteilich dabei zusam­
menzuarbeiten, um ein erweitertes 
Verständnis für mehr Unterstützung 
unserer Strategie zur Nationalen Si­
cherheit und ihrer Zielsetzungen zu 
erlangen. Es kann kein wichtigeres 
Unternehmen für das langfristige 
Wohlergehen des amerikanischen Volkes 
geben, und ich erbitte die bestmög­
liche Zusammenarbeit des Kongresses 
für die Erlangung dieses Ziels. 
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VI. Ausblick auf die neunziger 
Jahre 

Vor sechs Jahren, als das ameri­
kanische Volk mich zum Präsidenten 
wählte, war ich entschlossen, kurz­
fristig vier unbedingt erforderliche 
Ziele im Bereich der Strategie zur 
Nationalen Sicherheit zu erreichen: 

- Erstens, den Aufbau der militär­
ischen Stärke unserer Nation nach 
einem Jahrzehnt der Vernachlässi­
gung, in dem es den Sowjets mög­
lich war, uns in vielen wichtigen 
Bereichen der Militärmacht zu 
überholen, 

- Zweitens, den Wiederaufbau der 
wirtschaftlichen Stärke unserer 
Nation und die Wiederbelebung des 
Weltwirtschaftssystems angesichts 
der Energiekrise und der weltwei­
ten Rezession, 

- Drittens, den Aufbau des interna­
tionalen Ansehens unserer Nation 
als Führer in der Welt, nach 
einigen Jahren, in denen das Bild 
von uns getrübt war und unsere 
Gegner glaubten, daß die Ver­
einigten Staaten sich von ihren 
internationalen Verpflichtungen 
zurückgezogen hätten, und 

- Viertens, den Aufbau der persön­
lichen Motivation aller Amerika­
ner, die unsere Botschaft in die 
Welt hinaus tragen sollten, daß 
der Einzelne und nicht Regierun­
gen ihr wirtschaftliches, geisti­
ges und politisches Schicksal be­
stimmen sollte. 

Nach sechs Jahren kann ich nun 
berichten, daß dieser Prozeß des Wie­
deraufbaus in vollem Gange ist. Das 
Staatsschiff segelt langfristig in 

eine neue Richtung, die auch in den 
verbleibenden Jahren dieses Jahrhun­
derts eingeschlagen werden sollte. 
Ich glaube, daß unser wichtigster An­
trieb im Bereich der Strategie zur 
Nationalen Sicherheit darin bestand, 
das Bild der Vereinigten Staaten als 
Licht der Freiheit in der ganzen Welt 
wiederherzustellen. 

Wir haben in den vergangenen 
sechs Jahren beobachten können, daß 
sich Völker und Regierungen auf der 
ganzen Welt unsere Botschaft zu Her­
zen genommen haben. Wir haben gese­
hen, daß Länder ihr Denken im wirt­
schaftlichen Bereich verändern und 
stärkere Betonung auf den Wert und 
die Arbeit des Einzelnen legen als 
darauf, die Interessen des Staates 
befriedigen zu wollen. Wir haben 
Tausende freiheitsliebender Menschen 
gesehen, die Waffen gegen solche Re­
gime erheben, die versuchen, nach 
Frieden und wirtschaftlicher Stabili­
tät strebenden Bevölkerungen ihren 
Willen aufzuzwingen. Wir haben beob­
achtet, daß sich der Widerstand gegen 
solche Kräfte in der Welt bildet, die 
auf aggressive Art und Weise militär­
ische Macht und Zwang anwenden, um 
ihre Ziele zu erreichen. 

Dies alles hat mir persönliche 
Stärke verliehen, um in schweren Zei­
ten der Kritik, in Zeiten großer Ri­
siken und möglicher Niederlagen wei­
terzumachen. Ich habe festgestellt, 
daß die Zeit auf unserer Seite ist 
gegenüber den Kräften in der Welt, 
die sich der Auslöschung von Frei­
heit, Gerechtigkeit und demokrati­
scher Lebensweise verschrieben haben. 
Die Zeit läuft für all diese Systeme 
ab, weil Menschen auf der ganzen Welt 
feststellen, daß die von diesen Kräf­
ten propagierte Lebensweise den 
Grundwerten des Menschen entgegenste­
hen. Menschen auf der ganzen Welt 
sehen nun, daß wir eine Vision für 
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die Zukunft anbieten. Unsere Gegner 
bieten die durch Herrschaft militär­
ischer Macht, lähmender Planwirt­
schaft und politischer Unterdrückung 
verdunkelten Wege einer unerfüllten 
Vergangenheit. 

Ich habe in den vergangenen sechs 
Jahren jede Möglichkeit genutzt, um 
dieses Thema im In- und Ausland zu 
behandeln. Dies ist auch das vor­
herrschende Thema unserer Strategie 
zur Nationalen Sicherheit - das Leben 
unserer Nation, das in die Zukunft 
getragen werden muß, um sicherzustel­
len, daß wir stark und innovativ, dy­
namisch und frei bleiben. 

Wir dürfen niemals vergessen, daß 
Freiheit immer etwas kostet - es ist 
das teuerste Gut der Welt. Und Frei­
heit wird niemals mit einer einmali­
gen Summe abgegolten; jede Generation 
muß ihre Raten dazu beitragen. Al­
les, was wir tun können, ist, der 
nachfolgenden Generation die Möglich­
keit der Freiheit zu bieten. 

Ich bitte darum, daß wir in den 
letzten beiden Jahren meiner Amtszeit 
als ihr Präsident zusammenstehen, um 
sicherzustellen, daß wir weiterhin am 
Aufbau einer Strategie arbeiten, die 
uns sicher ins 21. Jahrhundert trägt. 

* * * * * 
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AMERIKA DIENST 

^7 ^ A< Hintergrundmaterial 

25. Februar 1987 

DAS GESETZ ÜBER HANDEL, BESCHÄFTIGUNG UND PRODUKTIVITÄT VON 1987 

- Übersicht zur Gesetzesvorlage vom 19. Februar 1987, 
herausgegeben vom Weißen Haus -

WASHINGTON - (AD) - In seinem sechsten Bericht zur Lage der Nation erklär­
te der Präsident die sicherstellung des Wettbewerbsvorteils der Vereinigten 
Staaten bis in 21. Jahrhundert zum nationalen Ziel. "Jetzt ist es Zeit," sag­
te der Präsident, "zu entscheiden, daß wir auf einem so außergewöhnlichen Lei­
stungsniveau in das nächste Jahrhundert eintreten sollten, wie es in der Ge­
schichte niemals zuvor erreicht worden ist." 

Das Gesetz über Handel, Beschäf­
tigung und Produktivität von 1987 ist 
gesetzlicher Hauptbestandteil der 
Initiative des Präsidenten zur Ver­
besserung der Wettbewerbsfähigkeit. 
Zusammen mit dem Haushaltsentwurf des 
Präsidenten für das Fiskaljahr 1988 
und anderen Vorlagen, umfaßt dieses 
Gesetzespaket ein sechsteiliges Pro­
gramm, das auf die folgenden Ziele 
ausgerichtet ist: 

2. Förderung der wissenschaftlichen 
und technologischen Entwicklungen; 

3. Verbesserter Schutz des geistigen 
Eigentums; 

4. Verabschiedung wesentlicher 
Rechts- und Gesetzesreformen; 

5. Einflußnahme auf das internatio­
nale wirtschaftliche Umfeld; und 

1. Zusätzliche 
menschliches 
tal; 

Investitionen in 
und geistiges Kapi-

6. Beseitigung des Haushaltsdefizits. 

Das Gesetz über Handel, Beschäf­
tigung und Produktivität von 1987 
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enthält fünf Titel, die der Verant­
wortung der Bundesregierung gerecht 
werden, alles nur Mögliche zur Förde­
rung der amerikanischen Wettbewerbs­
fähigkeit zu unternehmen. 

Titel I - Gesetz über Investitio­
nen in menschliches und geistiges 
Kapital von 1987 (Investment in 
Human and Intellectual Capital 
Act of 1987) 

Der Präsident ist der Überzeu­
gung, daß unsere Gesellschaft ein au­
ßergewöhnlich hohes Bildungsniveau 
anstreben muß, um einen Wettbewerbs­
vorteil erreichen zu können. Weiter­
hin müssen wir umgesetzten Arbeits­
kräften bei der Anpassung an den 
wirtschaftlichen Wandel behilflich 
sein und wirtschaftlich benachteilig­
ten Jugendlichen Möglichkeiten eröff­
nen, produktive Mitglieder unserer 
Gesellschaft zu werden. Titel I des 
Gesetzes über Handel, Beschäftigung 
und Produktivität umfaßt: 

A. Das Gesetz und die Gesetzes­
änderungen über die Verbesserung des 
Erziehungswesens von 1987 (Education 
Consolidation and Improvement Amend­
ments Act of 1987). In Kapitel 1 und 
2 diese Gesetzes wird die Zuwendung 
von Mitteln für die bedürftigsten 
Schulen und Jugendlichen bewilligt, 
werden Neuerungen, Experimente und 
das Mitspracherecht der Eltern geför­
dert, die Verpflichtung zur Rech­
nungslegung des Programmes verankert, 
Anreiz und Belobigungen für erfolg­
reiche Leistungen angeboten. 

B. Die Gesetzesänderung zum 
zweisprachigen Erziehungswesen von 
1987 (Bilingual Education Act Amend­
ments of 1987). Verbessert die Bun­
desstipendien für zweisprachige Er­
ziehung und verleiht den Schulbezir­
ken somit mehr Flexibilität bei der 

Ausarbeitung und Durchführung von 
Programmen, die auf die besonderen 
Bildungsbedürfnisse derjenigen Schü­
ler ausgerichtet sind, die nur über 
begrenzte Englischkenntnisse verfügen. 

C. Gesetz über die Wiederein­
gliederung von Arbeitnehmern (Work 
Readjustment Act). Bewilligt ein 
neues, 980 Millionen Dollar Programm 
zur Wiedereingliederung von Arbeit­
nehmern, das die nachfolgenden Punkte 
beinhaltet: 

- Unterstützung von voraussichtlich 
700 000 zusätzlichen umgesetzten 
Arbeitskräften pro Jahr (nahezu 
das dreifache der mit den beste­
henden Programmen abgedeckten An­
zahl) . Das Programm erstreckt 
sich auf alle umgesetzten Arbeit­
nehmer, einschließlich der Bau­
ern, und nicht nur auf diejeni­
gen, die von den Importen beson­
ders stark betroffen sind; 

- Beratungsangebote, Unterstützung 
bei der Arbeitssuche, Grundaus­
bildung und berufliche Weiterbil­
dung zur gelernten Arbeitskraft; 

- Angebot von Ausbildungs- und Ein­
gliederungsmöglichkeiten für Ar­
beitnehmer zu einem frühen Zeit­
punkt - lange bevor sie die Ar­
beitslosenunterstützung voll aus­
geschöpft haben; und 

- Erneuerung der Programme unter 
Titel III des Gesetzes über die 
Unterstützung der Handelsanpas­
sung und Partnerschaft bei der 
Berufsausbildung (Trade Adjust-
ment Assistance and Job Training 
Partnership Act). 

D. Unterstützungsprogramm für 
Familien mit unterhaltspflichtigen 
Kindern, Beschäftigung Jugendlicher 
während der Sommermonate und Ausbil-
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dungsänderung von 198 7 (AFDC and Sum­
mer Youth Employment and Training A-
mendments of 1987) . Mit dem Gesetz 
über die Partnerschaft bei der Be­
rufsausbildung (JTPA) wurde ein 800 
Millionen Dollar Programm ins Leben 
gerufen, das dazu beitragen soll, 
wirtschaftlich benachteiligte Jugend­
liche zu produktiven Erwachsenen zu 
machen, die den von Amerika gebotenen 
Möglichkeiten aufgeschlossen gegen­
überstehen und die entscheidend be­
nötigten Talente wieder in die Ge­
sellschaft einbringen. Mit diesem 
Programm haben die Gemeinden die 
Wahl, die jetzt verfügbaren JTPA Mit­
tel für Sonderschulunterricht während 
der Sommermonate zu verwenden oder 
zur beruflichen Weiterbildung junger 
Leute, die aus dem Hilfsprogramm für 
Familien mit unterhaltspflichtigen 
Kindern (AFDC) finanzielle Unterstüt­
zung erhalten. 

E. Das Gesetz über Arbeitsbe­
schaffungsprogramme zur Verbesserung 
der Möglichkeiten (Greater Opportuni-
ties Through Work Programs Act of 
1987) . Mit dem AFDC Programm werden 
neue Beschäftigungs- und Ausbildungs­
möglichkeiten geschaffen: Verbesse­
rung der Möglichkeiten durch Arbeit 
(Greater Opportunities through Work -

GROW). Das Ziel dieses neuen Pro­
gramms ist es, junge Eltern im Teen­
ageralter und Jugendliche zu ermuti­
gen, die AFDC-Unterstützung erhalten 
und die keine weiterführende Schul­
bildung erhalten haben, nicht von der 
Schule abzugehen oder an die Schule 
zurückzukehren. Die älteren AFDC-
Empfanger nehmen an einer Vielzahl 
von Beschäftigungs- und Ausbildungs­
aktivitäten, einschließlich Sonder­
schulunterricht, teil, die von dem 
jeweiligen Bundesstaat festgelegt 
werden. 

F. Das Gesetz über die Finanzie­
rung der Sicherstellung von Arbeits­

plätzen von 1987 (Employment Security 
Administrative Financing Act of 1987) 
und 

G. Das Gesetz über Stellenver­
mittlung von 1987 (Employment Servi­
ces Act of 1987) bieten größere Fle­
xibilität bei der Erarbeitung eines 
umfassenden Ansatzes, mit dem die 
Probleme der Arbeitslosen angegangen 
werden können, z. B. durch dezentra­
lisierte Behörden, Finanzierung und 
die Zuständigkeit für die Vergabe der 
Arbeitslosenversicherung sowie die 
SteilenVermittlungsprogramme. 

Titel II - Gesetz über die Grün­
dung eines nationalen Wissen­
schaf tsprogrammes (National 
Science Foundation Authorization 
Act) 

Die Förderung von Wissenschaft 
und Technologie ist unerläßlich für 
die Wettbewerbsfähigkeit der Ver­
einigten Staaten. Die politischen 
Richtlinien des Bundes müssen drei 
generelle Zielsetzungen haben: 

- Schaffung neuer Kenntnisse in mo­
dernen Technologien; 

- schneller Transfer der neuen 
Technologien auf den Markt; und 

- Erweiterung des wissenschaft­
lichen und technologischen Grund­
stocks der Nation. 

Zur Erreichung dieser Ziele sieht 
das Gesetz über Handel, Beschäftigung 
und Produktivität von 1987 die Zuwen­
dung von Mitteln an die Stiftung Na­
tionale Wissenschaft vor und damit 
eine Verdoppelung der Etatverpflich­
tungen für diese Programme über einen 
Zeitraum von fünf Jahren. 

- 3 -



Titel III - Gesetz zur Verbesse­
rung der Rechte zur Wahrung des 
geistigen Eigentums von 1987 (Om­
nibus Intellectual Property 
Rights improvement Act of 1987) 

Der Präsident ist der Überzeu­
gung, daß es von vorrangiger Bedeu­
tung ist, angemessenen Schutz sowohl 
auf nationaler als auch auf interna­
tionaler Ebene für diejenigen zur 
Verfügung zu stellen, die neue Gedan­
ken entwickeln und neue Produkte und 
Dienstleistungen erfinden. Titel III 
des Gesetzes über Handel, Beschäfti­
gung und Produktivität von 1987 um­
faßt folgende Maßnahmen: 

A. Reform des Gesetzes über gei­
stiges Eigentum von 1987 (Intellec­
tual Property Reform Act of 1987). 
Satzungsgemäße Änderung in folgenden 
Wortlaut: 

- Anreiz der Lizenzvergabe für pa­
tentierte Technologien durch Ein­
schränkung der "Verordnung über 
Patent-Mißbrauch" auf tatsächlich 
wettbewerbsbeschränkendes Verhal­
ten; 

- verbesserter Schutz von unter Pa­
tentverfahren entwickelten Pro­
dukten, entsprechend dem Schutz, 
der diesen Produkten von unseren 
wichtigsten Handelspartnern ein­
geräumt wird; 

- Bereitstellung einer flexibleren 
Uberprüfungsnorm für die Lizenz­
vergabe für geistiges Eigentum im 
Rahmen der Kartellgesetzgebung 
und Beseitigung der Regelung über 
Schadenersatz in dreifacher Höhe 
für wettbewerbsbeschränkende Li­
zenzvereinbarungen; 

- Wiederherstellung der Verhand­
lungsposition der vertragschlie­
ßenden Parteien, die für die Li­

zenzvergabe für technologische 
Güter zuständig sind, durch Kodi­
fizierung und Verdeutlichung der 
Entscheidung des Obersten Bundes­
gerichtes in Lear v. Adkins; 

- Wiederherstellung der Patentdauer 
für agro-chemische und tiermedi­
zinische Produkte bis zu einer 
Höchstdauer von fünf Jahren, um 
den Zeitverlust bei der Dauer des 
Patents auszugleichen, der sich 
durch die von der Bundesregierung 
vor der Vermarktung vorgeschrie­
bene Standardkontrolle und Über­
prüfung ergibt; 

- Kostenreduzierung bei der Vertei­
digung von Patentrechten durch: 

(1.) Erlassung der Anwaltskosten 
für die überlegene Partei in Fällen 
von Leichtfertigkeit oder willkür­
licher Rechtsverletzung, und 2.) daß 
Anfechtungen eines Patents aufgrund 
von Publikationen zunächst in einem 
Verwaltungsverfahren berücksichtigt 
werden, bevor das Verfahren bei Ge­
richt anhängig gemacht wird, es sei 
denn, dies läge nicht im öffentlichen 
Interesse. 

B. Änderung des Gesetzes über 
Informationsfreiheit von 1987 (Free-
dom of Information Act Amendments of 
1987). Erweiterung der gesetzlich 
verankerten Definition von Geschäfts­
geheimnissen und vertraulichen Wirt­
schaftsinformationen gemäß dem Gesetz 
über Informationsfreiheit (FOIA), das 
Behörden die Vorenthaltung von Infor­
mationen getattet, wenn deren Veröf­
fentlichung dem Geschäftsablauf oder 
den Wirtschaftsinteressen dieser Be­
hörden zuwiderlaufen würde. Die Ge­
setzesänderung sieht außerdem die 
neugeschaffene Befreiung von dem Ge­
setz über Informationsfreiheit für 
technische Daten vor, die ohne vor­
herige Genehmigung nicht aus den Ver-



einigten Staaten exportiert werden 
dürfen. 

bundenen Haftungsnorm; 

C. Handelsverordnung im Gesetz 
über digitale Aufnahmegeräte von 1987 
(Regulation of Commerce in Digital 
Audio Recording Devices Act of 1987). 
Sieht die technische Lösung des po­
tentiellen Problems nicht genehmigter 
Kopien von urheberrechtlich geschütz­
tem Material mit digitalen Tonbandge­
räten vor. Es wird verfügt, daß di­
gitale Aufnahmegeräte einen Ent­
schlüsselungsmechanismus haben, der 
die Aufnahme von urheberrechtlich ge­
schützten, mit einem unhörbarem Sig­
nal verschlüsselten Digitalbändern 
verhindert. 

- Abbau der Gemeinschafts- und Ein­
zelhaftung mit Ausnahme der Fäl­
le, in denen die beklagten Par­
teien gemeinschaftlich gehandelt 
haben; 

- Begrenzung der Entschädigung für 
nicht-wirtschaftliche Schäden in 
einer gerechten und zumutbaren 
Höhe; 

- Bereitstellung periodischer Zah­
lungen anstelle von Abschlagszah­
lungen für aus zukünftiger medi­
zinischer Versorgung oder Einkom­
mensverlusten resultierende Schä­
den; 

Titel IV - Gesetz über Rechts­
und Gesetzesreformen von 1987 
(Legal and Regulatory Reforms Act 
of 1987) 

Aufgrund von veralteten Verord­
nungen und Vorschriften und selbst 
auferlegten anreizhemmenden Faktoren 
befinden sich die Vereinigten Staaten 
in einer nachteiligen Position auf 
dem Weltmarkt. Das Gesetz über Han­
del, Beschäftigung und Produktivität 
von 1987 umfaßt eine Reihe von 
Rechts- und Gesetzesreformen, die 
darauf ausgerichtet sind, diese Wett­
bewerbshindernisse abzubauen. 

A. Reform des Gesetzes über Pro­
dukthaftung von 1987 (Product Liabil-
ity Reform Act of 1987). Verringert 
die Kosten der Produkthaftungs- und 
Versicherungsspirale, die einen Ko­
stenzuwachs für amerikanische Produk­
te verursacht und der Entwicklung und 
Vermarktung neuer und innovativer 
Produkte durch amerikanische Herstel­
ler zuwiderläuft. Der Titel beinhal­
tet: 

- Aufrechterhaltung der fehlerge-

- Minderung von Schadenersatz in 
solchen Fällen, in denen der Klä­
ger auch aus anderen Quellen, wie 
etwa über Zuwendungen der Regie­
rung entschädigt wird, 

- Verringerung der Kosten bei 
Transaktionen durch Einschränkung 
des Erfolgshonorars der Anwälte 
mittels Staffelsätzen, und 

- Ermutigung der prozeßführenden 
Parteien zur außergerichtlichen 
Einigung, 

B. Verfassungszusätze von 1987 
gegen die Bildung von Kartellen. 
Diese umfassenden Veränderungen zie­
len darauf ab, die Dynamik amerika­
nischer Unternehmen zu verbessern und 
gleichzeitig Verbraucher und Firmen 
vor Monopolbildung, Kartellen und 
Preisabsprachen zu schützen. Zu die­
sen Vorschlägen zählen: 

- Ergänzung von Teil i des 
Clayton-Gesetzes zur besseren Un­
terscheidung zwischen wettbe­
werbsfreundlichen Fusionen und 
solchen, die für den Verbraucher 
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höchstwahrscheinlich zu höheren 
Preise führen würden, 

- Einschränkung privater und staat­
licher Aktivitäten gegen Kartelle 
auf tatsächliche Schäden (statt 
solchen in dreifacher Höhe), au­
ßer denjenigen, die durch über­
höhte Forderungen oder Unterbe­
zahlung hervorgerufen werden, 

- Beseitigung ungerechtfertigter 
und lästiger Beschränkungen für 
eine Personalunion bei Verwaltun­
gen verschiedener Gesellschaften. 

- Klärung der Anwendung von ameri­
kanischen Gesetzen gegen Kartell­
bildung auf private Fälle, die 
mit dem internationalen Handel in 
Zusammenhang stehen und 

- Bedingung, daß bei Kartellbildun­
gen alle Forderungen, die nach 
der Teilregulierung eines Falles 
gegen andere Beklagte bestehen, 
in angemessenem Umfang reduziert 
werden. 

C. Das "Sunset Act" der zwi­
schenstaatlichen Handelskommission 
von 1987 schafft die wirtschaftlichen 
Beschränkungen für Beförderungsunter­
nehmen im Land- und Binnenwasserver­
kehr (außer auf der Schiene) ab und 
läßt die zwischenstaatliche Handels­
kommission am 1. Oktober 1987 er­
löschen. 

D. Das Gesetz zur Reform der Be­
stimmungen bei ölpipelines (Oil Pipe­
line Regulatory Reform Act) von 1987 
hebt Bestimmungen der Bundesstaaten 
für solche ölpipelines auf, die nach 
Kriterien des freien Wettbewerbs ge­
führt werden. 

E. Der Zusatz zum Gesetz über 
Maßnahmen beim Erdgas (Natural Gas 
Policy Act Amendment) von 1987 regelt 

den Zugang zu Beförderungssystemen 
für Erdgas, schafft die Preisbindung 
für Erdgasquellen ab und hebt Bestim­
mungen des Gesetzes zur Verwendung 
von Kraftstoff (Fuel Use Act) auf, 
die die Nachfrage nach Erdgas ein­
schränken. 

F. Das Gesetz zur Information 
über motorisierte Fahrzeuge und Ko­
stenersparnis (Motor Vehicle Informa­
tion and Cost Savings Act) von 1987 
hebt die für Autos bestehenden ein­
heitlichen Maßstäbe für den durch­
schnittlichen Kraftstoffverbrauch al- ^ 
ler von einem Autohersteller produ­
zierten Modelle auf, die einen Wett­
bewerbsnachteil für die amerikanische 
Automobilindustrie bedeuten und Ver­
zerrungen in der Wirtschaft hervor­
rufen. 

G. Zusätze zum Gesetz zur Rege­
lung des Exports (Export Administra­
tion Act - EAA) von 1987. 

- Sie autorisieren die Lizenzverga­
be bei Mehrfachausfuhren nach 
China und machen so die ameri­
kanischen Exporte nach China 
wettbewerbsfähiger, 

- Sie spezifizieren die Befugnis, 
in den Vereinigten Staaten Ver­
käufe von im Interesse der natio­
nalen Sicherheit kontrollierten 
Waren an Geschäftspartner aus be­
stimmten Ländern zu beschneiden, 

- Sie legen eine Zeitspanne von 120 
Tagen fest, um abzuschätzen, wel- , 
che Waren auf dem ausländischen 
Markt verfügbar sind wie auch 
eine zusätzliche Frist für Kon- » 
sultationen vor der Freigabe. 

- Sie unterstellen die voraussicht­
liche Lizenzerteilung an ein Land 
der freien Welt für ein Produkt, 
das zum Zwecke der nationalen Si-
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cherheit Kontrollen unterliegt, 
wenn dieses Produkt ohne effekti­
ve Einschränkungen für das Land 
erhältlich ist. 

Der Regierung der Vereinigten 
Staaten wird vor Erteilung der Lizenz 
eine Frist von 20 Tagen (die um 15 
weitere verlängert werden kann) ge­
währt, wenn die Lizenz nicht vorher 
wegen des unannehmbaren Risikos eines 
illegalen Transfers versagt wird. 

- Sie bestimmen die Zielsetzungen 
der Vereinigten Staaten bei den 
Verhandlungen mit den Regierungen 
des COCOM und auch die Streichung 
von Posten aus der Internationa­
len Kontroll-Liste (ICL) dort, wo 
Kontrollen unwirksam oder unnötig 
sind, 

- Sie befugen den Handelsminister, 
solchen Körperschaften (und den 
ihnen angegliederten Gesellschaf­
ten) Ausfuhrlizenzen zu verwei­
gern, die bereits wegen Verlet­
zungen der Exportkontrollgesetze 
verurteilt worden sind und 

- sie erlauben es dem Handelsmi­
nister, Ausfuhrvergünstigungen 
für einen Zeitraum von 180 Tagen 
zu verweigern, um eine bevorste­
hende Verletzung zu verhindern, 
oder, wo immer das notwendig 
wird, die Anwendung des EAA zu 
erleichtern. 

H. Das Gesetz zur Regelung fi­
nanzieller Dienstleistungen (Finan­
cial Services Regulatory Efficiency 
Act) von 1987 erfüllt die Empfehlun­
gen der Arbeitsgruppe unter Vizeprä­
sident Bush über die Regelung finan­
zieller Dienstleistungen, indem es 
den Rahmen zur Regelung finanzieller 
Dienstleistungen auf Bundesebene 
durch die Schaffung einer neuen Bun­
desbehörde für das Bankwesen und an­

dere wichtige Reformen grundlegend 
umstrukturiert. 

Titel V - Gesetz zur Verbesserung 
des internationalen wirtschaft­
lichen Umfeldes (International 
Economic Environment Improvement 
Act) von 1987 

Die Regierung kann eine Schlüs­
selrolle bei der Verbesserung der 
Wettbewerbsfähigkeit der Nation spie­
len, indem sie das internationale Um­
feld für die Wirtschaft so gestaltet, 
daß darin das Wissen, das Talent und 
der Unternehmensgeist Amerikas gedei­
hen kann. 

A. Das Gesetz zur Wettbewerbsfä­
higkeit im Handel von 1987 

- Es autorisiert Verhandlungen in­
nerhalb der Uruguay-Runde der 
Handelsgespräche. Dazu gehört 
auch ein erheblich erweiterter 
Bedarf an Konsultationen mit dem 
Kongreß und dem Privatsektor, 

- es unterstützt das Antidumping-
Gesetz durch die Schaffung einer 
neuen, berechenbaren Abhilfe bei 
der Preisfestsetzung für Produkte 
aus nicht-marktwirtschaftlich 
orientierten Ländern und festigt 
die Gesetze gegen Dumping und 
Ausgleichszölle durch neue, nicht 
umgehbare Bestimmungen zur Ver­
hinderung einer Umgehung von Zöl­
len , 

- es verschärft Abschnitt 301 des 
Handelsgesetzes von 1974 (über 
unfaire Handelspraktiken) durch 
die Festsetzung einer 24mrnatigen 
Frist bei Streitfällen ui.d durch 
die Notwendigkeit einer Zusammen­
arbeit mit dem Kongreß durch Be­
richte über die kommerziellen 
Auswirkungen der Fälle, die unter 
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Abschnitt 301 fallen. 

- Das Gesetz unterstützt den bei­
derseitigen Zugang zu ausländi­
schen Märkten als einen zusätz­
lichen Faktor, der bei Fällen, 
die unter Abschnitt 301 fallen, 
in Betracht zu ziehen ist. 

- Es ergänzt Abschnitt 201 des Han­
delsgesetzes von 1974 (der sich 
auf Abhilfe bei durch Importen 
verursachte Schäden bezieht) fol­
gendermaßen: es werden beschleu­
nigte Erleichterungen für ver­
derbliche Agrarprodukte gewährt, 
zusätzliche Optionen für eine Un­
terstützung geschaffen, zu denen 
multilaterale Verhandlungen und 
eine Reform von Vorschriften zäh­
len und es wird klargestellt, daß 
Erleichterungen während einer Re­
zession gewährt werden können. 

- Es macht die in Abschnitt 337 des 
Zollgesetzes von 1930 (der sich 
auf bestimmte unfaire Handels­
praktiken bezieht) beschriebenen 
Verfahrensweisen der Internatio­
nalen Handelskommission wirkungs­
voller, indem es die heute beste­
hende Erfordernis abschafft, 
einer inländischen Firma eine 
Verletzung nachweisen zu müssen, 
wenn ein Verstoß gegen den Schutz 
geistigen Eigentums vorliegt, 

- es verbessert das Gesetz für Ge­
sellschaften im Exporthandel (Ex­
port Trading Company Act) und er­
stellt eine Statistik zur Export­
förderung und 

- es beschließt Zollgebühren für 
die Abfertigung von Frachtgut, um 
die Kosten der Bereitstellung von 
Dienstleistungen der Zollbehörde 
genauer widerspiegeln zu können 
und diese Gebühren über das vor­
hergesehene Auslaufdatum hinaus 

zu erheben. 

B. Das Gesetz über Geschäfts­
praktiken und Buchführung (Business 
Practices and Records Act) von 1987. 
Obwohl sie bereits Bestechung zur der 
Erzielung von Verkäufen im Ausland 
durch gerichtliche Strafen abschrek-
ken, werden die vorgeschlagenen ge­
setzlichen Änderungen Unsicherheiten 
ausräumen und Zweifels fälle im Gesetz 
über korrupte Praktiken im Ausland 
(Foreign Corrupt Practices Act 
FCPA) klären. Zu den besonderen Re­
formen zählen: 

- 'reason to know' wird durch eine 
objektivere Formulierung, wie 
'directs or authorizes' ersetzt, 

- es wird näher ausgeführt, welche 
Arten der Zahlung aus dem Gesetz 
ausgenommen werden sollten und 

- es werden die Erfordernisse für 
eine Buchführung gemäß dem FCPA 
spezifiziert. 

Unterstützung für private Pensions-
fonds 

Abgesehen vom Gesetz über Handel, 
Beschäftigung und Produktivität von 
1987 schlägt der Präsident gesetzge­
bende Maßnahmen vor, um die Sicher­
heit für Arbeitnehmer mit privaten 
Rentenversicherungen zu erhöhen, in­
dem es den Unternehmern erlaubt wird, 
überschüssige Einlagen aus der Al- , 
tersversorgung abzuziehen, ohne diese 
aufzulösen und indem für mit zu ge­
ringem Mitteln ausgestattete Renten- » 
fonds erhöhte Zahlungen der Unter­
nehmer gefordert werden. 

Zusammen fassung 

Das Gesetz über Handel, Beschäf-



tigung und Produktivität von 1987 er­
füllt die Aufgabe der Bundesregierung 
zur Förderung der amerikanischen 
Wettbewerbsfähigkeit. Jedoch müssen 
sich alle Amerikaner die Verantwor­
tung zur Förderung unserer Wettbe­
werbsfähigkeit teilen; 

schem Geist und einfach geradlinigem 
amerikanischen Mumm". 

- das Geschäftsleben muß leistungs­
fähiger arbeiten und hohe Quali­
tätsmaßstäbe setzen, Verfahrens­
weisen rationalisieren, altmodi­
sche Strukturen und Führungsstile 
außer Kraft setzen, sich dem Wan­
del anpassen und auf der Tradi­
tion des amerikanischen Unterneh­
mertums aufbauen; 

* * * * * * 

- Arbeitnehmer müssen in die Lage 
versetzt werden, ihre Möglichkei­
ten durch die Anwendung neuer 
Technologien, Investitionen in 
ihre Ausbildung, Weiterbildung 
und die Verbesserung ihrer Fähig­
keiten auszuschöpfen, und sie 
sollten stolz auf ihre Arbeit 
sein können. 

- Familien, die durch staatliche 
oder städtische Behörden unter­
stützt werden, tragen die größte 
Verantwortung - sie müssen ein 
pädagogisches Umfeld schaffen, in 
dem unsere jungen Menschen lei­
stungsfähige Bürger werden können 
und in die Lage versetzt werden, 
sowohl geistig wie auch materiell 
das Beste zu erreichen. Wir 
sollten nach einem ausgezeichne­
ten Bildungswesen streben. 

Wie der Präsident in seiner Bot­
schaft zur Lage der Nation ausführte: 

"(...) jeder einzelne muß nach 
außergewöhnlichen Leistungen streben, 
die sich nicht in neuen Vorschlägen 
oder Milliarden neuer öffentlicher 
Mittel ausdrücken. Stattdessen ge­
hört dazu ein Aufwand an amerikani-
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DONALD IAN MACDONALD - NEUER SONDERBERATER IN DROGENFRAGEN 

Präsident Reagan beruft Experten aus dem Gesundheitsministerium 
ins Weiße Haus -

WASHINGTON - (AD) - Als Nachfol­
ger für Dr. Carlton Turner, der Ende 
Januar 1987 aus dem Staatsdienst aus­
schied ernannte Präsident Reagan 
Donald Ian Macdonald zum Sonderbera­
ter und Leiter des Präsidialamtes für 
Programme zur Bekämpfung des Drogen­
mißbrauchs. Die Probleme sind für 
Macdonald keineswegs neu. Seit 1984 
leitet er die Abteilung "Alkohol, 
Drogenmißbrauch und Geistige Gesund­
heit" (ADAMHA) im Bundesministerium 
für Gesundheit und Soziale Dienste. 
Diese Funktion wird er beibehalten, 
bis ein geeigneter Nachfolger gefun­

den ist. ADAMHA ist für die Durchfüh­
rung und Koordinierung von Aktivitä­
ten und Maßnahmen auf Bundesebene zur 
besseren Aufklärung der Bevölkerung 
im Zusammenhang mit Suchtstoffen, zur 
Verbesserung der Vorbeugung und Be­
handlung bei Drogenproblemen und Stö­
rungen der geistigen Gesundheit zu­
ständig. Im öffentlichen Gesund­
heitsdienst der Vereinigten Staaten 
nimmt Macdonald eine der höchsten Po­
sitionen ein. 

Vor seinem Eintritt in den 
Staatsdienst hatte sich der neue Son-

United States Information Service 
Embassy of the United States of America 

Postfach 20 03 00 
D 5300 Bonn 2 

Tel.: 0228-339 2035 
Telex: 8-85432 



derberater Präsident Reagans als 
praktizierender Kinderarzt (mit Lehr­
auftrag an der Universität Südflori­
da) wegen seines Engagements für lan­
desweite Elterninitiativen zur Sucht-
stoffbekämpfung in der Öffentlichkeit 
wie in der Ärzteschaft einen Namen 
gemacht. Seit Jahren ist er in den 
Spitzengremien berufsständischer Or­
ganisationen und von Laienvereinigun­
gen für Eltern- und Abhängigenbera-
tung bei Drogenmißbrauch aktiv. Auch 
seine wissenschaftliche Tätigkeit 
fand in einer Vielzahl von Veröffent­
lichungen ihren Niederschlag. Darin 
werden in erster Linie die patholo­
gischen Auswirkungen bestimmter In­
haltsstoffe von Drogen aus Pflanzen 
und von synthetischen Präparaten be­
handelt. Die für die Allgemeinheit 
gedachten Informationen zeichnen sich 
durch eine ideale Verbindung von 
fachlich präziser mit leicht ver­
ständlicher Darstellung aus. 

Macdonald, am 15. April 1931 in 
New York geboren, studierte am 
Williams College (Williamstown, Mas­
sachusetts) und an der Temple Univer-
sity in Philadelphia. Er ist verhei­
ratet und hat vier Kinder. 

* * * * * * 
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